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waltpolitik und ihre schwerwiegenden 
Folgen für das Leben der Palästinenser 
anbetrifft. Dabei unterschlägt Kaletsch 
keinesfalls den „Islamo-Terror“ und die 
Gewalttaten der Hamas, die den berech-
tigten Anliegen der Palästinenser so 
sehr geschadet haben. Er ruft in diesem 
Zusammenhang in Erinnerung, dass die 
Hamas unter enger Mitwirkung des frü-
heren israelischen Ministerpräsidenten 
Begin gegründet worden war. Ziel war 
die Destabilisierung der Fatah unter 
Arafat.

Das Buch ist voll mit überraschenden 
Geschichten und Ereignissen, die sich 
aus Kaletschs Arbeit im Projekt „Be-
rufsbildungssystem für Palästina“ er-
geben. Zwei Beispiele: mehrfach hat er 
Kontakt zu Yassir Arafat und nimmt an 
spannenden Gesprächen mit dem PLO-
Führer teil. Und Ende Oktober 2005 
erreichte Kaletsch in Deutschland die 
Nachricht, dass sein langjähriger Coun-
terpart und Leiter der Berufsausbildung 
Hamid Zughair in Palästina verstorben 
sei. Erst jetzt erfuhr Kaletsch, dass sein 
engster Arbeitskollege und Freund Zug-
hair 1988 die Hamas mitbegründet hatte: 
gemeinsam mit Rantisi und Scheich Yas-
sin, die später beide von Israel ermordet 
wurden. Zughair hatte sich in der Folge 
von der Hamas getrennt, nachdem die-
se den Weg des Terrors als Antwort auf 
israelische Gewalttaten eingeschlagen 
hatte.

Welche Perspektiven sieht Kaletsch 
für ein dauerhaftes Ende des Nahostkon-
flikts? Er ist überzeugt, dass wir (die Eu-
ropäer und die Deutschen) „den Schlüs-
sel für ein Ende des Konflikts, für ein 
Ende der Unmenschlichkeit in Nahost 
und für ein Ende des Islamo-Terrors in 
der Hand halten. Wir brauchen die Tür 
nur aufzuschließen“. In dieser doch recht 
optimistischen Einschätzung wird ihm 
nicht jeder Leser folgen wollen, und auch 
Kaletsch selbst scheint Zweifel zu haben. 
Im letzten Satz seines Buchs schreibt er 
vom sorgenvollen „Abwarten, was sonst 
noch alles auf uns zukommt“.

Dem engagierten und kompetenten 
Verfasser kann bescheinigt werden, ein 
spannendes und äußerst kenntnisrei-
ches Buch zum Israel-Palästinakonflikt 
vorgelegt zu haben. Ein Buch, das den 
Tatsachen des Nahostkonflikts ins Auge 
sieht, das dessen Ursachen aufdeckt und 
das die Auswirkungen auf uns alle und 

auf die Weltpolitik verdeutlicht – ein 
Buch, das die Wahrheit nicht leugnet. 
Kaletschs Buch zeichnet sich durch 
Wahrhaftigkeit aus und ergänzt die vor-
handene Literatur zum Israel-Palästi-
nakonflikt in hervorragender Weise. Es 
könnte, ja sollte eines der Standardwerke 
zu diesem brisanten Thema werden.

 

Ludwig Watzal

Dan Diner, „Keine Zukunft auf 
den Gräbern der Palästinenser“

Eine historisch-politische Bilanz der Pa-
lästinafrage, VSA, Hamburg 1982, 167 
Seiten (nur noch antiquarisch zu bezie-
hen).

Es gibt nur wenige Bücher, die sich auch 
nach 26 Jahren noch lohnen, gelesen zu 
werden. Dazu gehört neben Dan Diners 
fundierter, wegweisender und hochaktu-
eller Analyse über Zionismus, Israel und 
den Palästinakonflikt Noam Chomskys 
„Fateful Triangle“ aus dem Jahr 1983, 
das auf Englisch 1999 neu aufgelegt 
worden ist. Die Analysen beider Autoren 
sind heute noch aktueller als zum Zeit-
punkt ihrer Erstveröffentlichung. Dan 
Diner hat bereits 1982 eine Perspektive 
für die Lösung des Jahrhundertkonflik-
tes aufgezeigt. Dieser Weg wurde von 
den politisch Handelnden jedoch nicht 
beschritten. Dies war Anlass, sein Buch 
nochmals zu lesen. Der Autor ist seit 
1999 Direktor des Simon Dubnow Insti-
tuts für jüdische Geschichte und Kultur 
an der Universität Leipzig.

Dan Diner verfasste seine Studie vor 
dem Hintergrund des israelisch-paläs-
tinensischen Krieges im Libanon vom 
Sommer 1982. Der Autor liefert eine 
„politische Bilanz auf geschichtlichem 
Hintergrund“, die Lösungen aufzeigt, 
die von „arabischen Palästinensern und 
jüdischen Israelis“ beschritten werden 
könnten. Seine Gesamtsicht „rührt aus 
einer jüdisch-israelischen Erfahrung auf 
deutschem Vordergrund. Die Intention 
ist politisch, die Moral universalistisch.“ 
Die Ergebnisse sind wegweisend.

Die acht Kapitel dieser Abhandlung 
haben es in sich. In Anbetracht der Emo-
tionalität, die der Nahostkonflikt immer 
wieder hervorruft, wäre die Veröffent-

lichung eines solchen Buches heute 
wahrscheinlich nicht mehr möglich. An 
dieser Veröffentlichung lässt sich bei-
spielhaft zeigen, wie bizarr die „These“ 
„Antizionismus = Antisemitismus“ ist. 
Dass ernstzunehmende Kreise dieser 
Politthese Plausibilität abgewinnen kön-
nen, ist frappierend. Politische Absicht 
dieser „These“ ist, die letzten kritischen 
Stimmen gegen die israelische Besat-
zungspolitik zum Verstummen zu brin-
gen. 

Für Dan Diner war es noch selbstver-
ständlich, dass es sich im Nahen Osten 
um eine „zionistische Kolonisation“ 
handele, die gegenüber den ursprüng-
lichen Bewohnern des Landes, den 
„palästinensischen Arabern“, großes 
Unrecht begangen habe. Bereits 1982 
stellte er fest, dass dieser Konflikt kein 
„territorialer“ und kein „Konflikt unter-
schiedlicher Gesellschaftssysteme oder 
ein Konflikt zweier Exponenten interna-
tionaler Lager“ ist; „dieser Konflikt ist 
vor allem ein demographischer, d. h. be-
völkerungspolitischer Natur“. Ariel Sha-
ron brauchte immerhin bis 2005, um dies 
zu verstehen und die politischen Konse-
quenzen im Gaza-Streifen zu ziehen. 

Bei der israelischen Besetzung der 
Westbank und des Gaza-Streifens han-
delt es sich um „ein Phänomen, das sich 
wie ein roter Faden durch den gesam-
ten Konflikt zieht, nämlich die zionis-
tische Kolonisation des Landes, seine 
Umwandlung von arabischem in jüdi-
sches Gebiet“. Wäre dieser Konflikt nur 
ein territorialer, ließe er sich durch die 
Gründung eines Nationalstaates lösen. 
Die Palästinafrage ist nach Diner für die 
palästinensischen Araber aber auch eine 
„soziale Frage“. „Es handelt sich um das 
Problem einer durch den zionistischen 
Kolonisierungsprozess mit der Absicht 
einer jüdischen Nationalstaatsgründung 
einhergegangenen und einhergehen-
den Deklassierung einer Bauernbevöl-
kerung.“ Folge davon ist, dass sich im 
palästinensischen Bewusstsein zwei 
Momente vermischen: das gewachsene 
Nationale, das auf die Herstellung eines 
eigenen Palästinenserstaates drängt, und 
„die konkrete Forderung nach Rückkehr 
nicht etwa nach Palästina als einem ara-
bischen Nationalstaat der Palästinenser, 
sondern die Rückkehr zum verlorenen 
Boden, zum verlorenen Ort und zur ver-
lorenen Lebenswelt“. Die durch die „zio-
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nistische Landnahme erzwungene Land-
losigkeit“ schafft Identität. Sie wird noch 
ergänzt durch den „Tag des Bodens“, der 
seit dem 30. März 1976 von den israeli-
schen Palästinensern begangenen wird. 
Anlass des gesamtarabischen Streiks in 
Israel war die Politik der Regierung von 
Yitzhak Rabin, die umfassende Boden-
konfiskationen in Galiläa durchführte. 

Für den Autor sind die Entwicklung 
eines palästinensischen Nationalbe-
wusstseins und die Herausbildung ihrer 
besonderen Identität als Palästinenser 
„ohne die von ihnen als Angriff erfah-
rene zionistische Kolonisation des Lan-
des mit dem Ziel der Herbeiführung 
eines jüdischen Staates kaum vorstell-
bar“. Sie hat sowohl das palästinen-
sische Selbstbewusstsein als auch die 
Fremdwahrnehmung von den Palästi-
nensern geprägt. Folglich gehören sie 
auch zur „Erfolgsgeschichte des Zionis-
mus“. Die Widersprüche innerhalb der 
palästinensischen Sozialstruktur haben 
nicht unwesentlich zum Erfolg des „zi-
onistischen Kolonisierungsprojektes“ 
beigetragen. „Diese palästinensische 
Schwäche machte jenen Vorteil aus, der 
es den Zionisten erleichtern sollte, die 
gesellschaftlichen Grundlagen für die 
Errichtung eines jüdisch-exklusiven Na-
tionalstaates in Palästina gegen die pa-
lästinensische Bevölkerung zu setzen.“ 
Der Autor beschreibt auch die Träger 
des arabischen Widerstandes gegen die 
„Kolonisierung“ Palästinas; ihn gab es 
bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts. 
1911 wurde die Zeitung „Filastin“ (Pa-
lästina) in Jaffa gegründet. Diner be-
schreibt das strukturelle Dilemma des 
palästinensischen Anliegens: Sollten sie 
ihre Sache zu einer gesamtarabischen 
oder einer partikularen machen? 

Das Auftreten des Zionismus hat-
te nicht nur für die muslimischen und 
christlichen Bewohner des Landes ver-
heerende Folgen, sondern auch für des-
sen jüdische Bewohner, die schon immer 
in Palästina gelebt hatten. Der Status 
Letzterer wurde durch die Zionisten 
„in Frage gestellt“. „Durch die zionis-
tische Kolonisierungspolitik wurde die 
Spaltung der Gesellschaft in Palästina 
zunehmend ethnischen Kriterien unter-
worfen. Der Gegensatz spitzte sich zu 
einem Gegensatz zwischen Juden und 
Arabern zu.“ Es gab zwar christliche 
und muslimische Araber, aber gegen-

über den Zionisten traten sie als Araber 
auf. Die Rolle von Haj Amin al-Husseini 
ist nur zu verstehen, wenn man die Kon-
kurrenz zwischen den Clans der al-Hus-
seinis und der Naschaschibis begreift. 
Dan Diners Erklärungsansatz ist we-
sentlich profunder und plausibler als die 
aus politischen Motiven gespeisten Deu-
tungsversuche einiger Islamdilettanten. 
Die „Fortsetzung des zionistischen Ko-
lonisierungsprozesses in den besetzten 
Gebieten“ habe die „in Vergessenheit 
geratenen Ursprünge des Konflikts wie-
der ins öffentliche Bewusstsein geholt“. 

Aufschlussreich und überaus span-
nend ist das Kapitel „Zionismus als 
politische Struktur“. Neben dem demo-
graphischen Aspekt gehe es um Territo-
rium. Dieses wurde mit dem Ziel kolo-
nisiert, Teil des „jüdischen Staates“ zu 

werden. „Um diesem Boden territori-
alen, d. h. nationalen Charakter beizu-
geben, musste er mit jüdischen Siedlern 
besetzt werden.“ Nach Diner war nicht 
die Ausbeutung der arabischen Land-
bevölkerung das Ziel, sondern ihre 
„physische Ersetzung“ durch „jüdische 
Landarbeiter“. Es waren also nicht öko-
nomische Interessen wie die Ausbeu-
tung billiger Arbeitskräfte, „sondern 
die Verdrängung der Araber vom Boden 
und damit aus den zukünftigen Gebieten 
des zu errichtenden jüdischen National-
staates. Der Zweck war demnach genuin 
politisch.“

Bis 1947 waren sieben Prozent des 
Bodens in Palästina in zionistischem 
Besitz. Durch die Gründung Israels habe 
sich das aber verändert, weil „der Staat 
selbst zum Mittel der Landnahme wur-

de. Dies ist die Bedeutung der Bezeich-
nung zionistisch, wenn vom Staate Israel 
die Rede ist. Der Staat beruht demnach 
nicht auf einem Territorium, das als all-
gemeine Sphäre, als Rechtsraum, für 
alle seine Bürger Gültigkeit hat. In Isra-
el wird nur jener Boden als jüdisch und 
damit zum nationalen Zusammenhang 
gehörig betrachtet, auf dem die Statuten 
der zionistischen Institutionen Geltung 
haben und der von Juden unmittelbar be-
setzt und bearbeitet wird.“ Es gibt zwar 
noch einen kleinen Teil des Bodens, der 
aus privatrechtlichen Gründen Arabern 
gehört. Aber 95 Prozent des Bodens in 
Israel proper gehört zionistischen In-
stitutionen. „Diese Böden können nur 
verpachtet werden, und zwar nur an 
Juden. (…) Deshalb entlässt der zionis-
tische Bodenfonds die seiner Satzung 
unterworfenen Böden nicht aus seiner 
Verfügung.“ So könne es aufgrund der 
„zionistischen Struktur des Staates“ so 
etwas wie ein „allgemeines israelisches 
Territorium“ nicht geben. „Es gibt jüdi-
schen und arabischen Boden, nicht aber 
israelisches Territorium.“ 

Ebenso wenig wie es ein „israeli-
sches Territorium“ gebe, gibt es einen 
„israelischen Staatsbürger mit gleichen 
Rechten und Pflichten“. Es widerspre-
che der „zionistischen raison d`être des 
Staates“, weil eine Gleichbehandlung 
der arabischen Bevölkerung den „nati-
onal ausschließlich jüdischen Charak-
ter des Staates aufheben“ würde. Die 
Diskriminierung von Arabern in Israel 
führt der Autor deshalb auch nicht auf 
eine „ideologische Höherbewertung von 
Juden schlechthin“ zurück, sondern auf 
das „demographische Prinzip der Auf-
rechterhaltung einer jüdischen Mehrheit 
und damit eines jüdischen Nationalstaa-
tes in Palästina“. Um dies dauerhaft zu 
garantieren, müsse eine Politik fortge-
setzt werden, „die auf die Wahrung ei-
nes nationalen Charakters aus ist, auch 
danach ständig gegen die arabische Be-
völkerung des Landes fortgesetzt wer-
den muss. Und die Mittel einer Politik, 
die zur Mehrheitserhaltung der Juden 
beitragen sollen, nennt man zionistisch.“ 
Eine Aufhebung dieser Struktur würde 
zur Gleichberechtigung aller Bürger mit 
gleichen Rechten und Pflichten führen, 
so der Autor. „Da eine solche Anerken-
nung als Gleiche bzw. Gleichberechtig-
te durch die zionistische Struktur ver-
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hindert wird, entwickelt sich dort ein 
Bewusstsein, das rassistische Züge an-
nimmt.“

Was der Autor im Kapitel „Israel und 
jüdisches Bewusstsein“ beschreibt, birgt 
heutzutage enorme Sprengkraft. „Nati-
onales jüdisches Selbstverständnis war 
und ist mit Zionismus nicht unbedingt 
identisch.“ So seien die orientalischen 
Juden aus ihrer jahrhundertealten und 
im Irak sogar jahrtausendealten Umge-
bung erst durch die „zionistische Kolo-
nisation in Palästina und später durch 
den arabisch-israelischen Konflikt“ he-
rausgebrochen worden. „Für sie wurde 
der Zionismus unmittelbar zur Ursache 
ihrer Gefährdung.“ Dan Diners Aus-
führungen zum zionistischen Selbst-
verständnis und seinem Herrschaftsan-
spruch, der Rolle des Holocausts in der 
israelischen Gesellschaft, der Existenz-
ängste der Menschen u. v. a. m. sind sehr 
fortschrittlich. 

Was Diner zu den Kriegen Israels 
von 1956 und 1967 schreibt, will man 
in Deutschland gar nicht so genau wis-
sen. Jeder, der die Geschichte des Kon-
fliktes ohne ideologische Scheuklappen 
betrachtet, kann mit der Feststellung 
des Autors konform gehen, der über die 
Rolle Israels im 1956er-Krieg schreibt: 
„Der gemeinsame Überfall Israels, Eng-
lands und Frankreichs im Oktober 1956 
auf Ägypten, das wenige Monate zuvor 
den Suezkanal verstaatlicht hatte, hatte 
für Israel neben anderem auch das Ziel, 
sich den USA gegenüber als Zukünfti-
ges zu profilieren, sich als orientalischer 
Festlandsockel für westliche Interessen 
anzudienen.“ Die Anatomie dieses Krie-
ges habe aber auch die unterschiedliche 
Interessenlage der Beteiligten deutlich 
gemacht. Auch waren die USA über 
„das Vorgehen der drei Aggressoren 
erbost und erreichten einen Abbruch 
der Aktion. (…) Auch der Junikrieg von 
1967 wird von Diner korrekt als An-
griffskrieg gesehen: „Und als Israel trotz 
seiner Warnung die Mai/Junikrise 1967 
zu einem Angriff auf alle umliegenden 
arabischen Staaten nutzte, verhängte 
Frankreich einen Waffenboykott gegen 
Israel.“ Die israelischen Politiker und 
die Generalität wussten, dass kein An-
griff der arabischen Staaten bevorstand.

In der aktuellen Debatte geht es im-
mer auch um die Forderung an die Paläs-
tinenser, sie mögen das Existenzrechts 

Israels anerkennen. Vielleicht ist der 
deutschen Öffentlichkeit nicht klar, wo 
der Unterschied zwischen der völker-
rechtlichen Anerkennung eines Staates 
und der Anerkennung des Existenzrech-
tes eines Staates liegt; Letzteres gibt es 
weder im Völkerrecht noch sonst wo. 
Niemand würde auf die Idee kommen, 
die Anerkennung, das Existenzrecht 
der USA, Frankreichs, Tongas oder ir-
gendeines anderen Staates zu verlangen. 
Auch in dieser Frage hat Dan Diner be-
reits 1982 Erhellendes geschrieben: „Der 
Staat Israel hat seit seinem Bestehen von 
den Arabern immer wieder seine An-
erkennung als Bedingung jeglicher Lö-
sung im arabisch-israelischen Konflikt 
gefordert. Diese Forderung nach An-
erkennung seitens Israels hatte und hat 
im Wesentlichen den Sinn, die arabische 
Forderung nach Erfüllung der palästi-
nensischen Rechte zu unterlaufen. Da-
mit fordert der Staat Israel implizit nicht 
nur die Anerkennung seiner staatlichen 
Existenz als solche, sondern obendrein 
die Anerkennung seiner zionistischen 
Voraussetzungen. Und die Anerkennung 
seiner zionistischen Voraussetzungen 
bedeutet Aufrechterhaltung und Garan-
tie nicht nur seiner Existenz als Staat, 
sondern als Nationalstaat aller Juden. 
Eingeschlossen ist hierin auch die For-
derung nach Anerkennung der histori-
schen Legitimität des jüdisch-nationalen 
Anspruchs auf das Land Palästina. Eine 
solche Anerkennung hätte zur Folge, 
dass die zionistische Landnahme in Pa-
lästina nicht etwa durch Einseitigkeit 
und mittels Gewalt, sondern von Rechts 
wegen erfolgte. Kurz: Die Araber sollen 
nicht etwa ein nunmehr bestehendes Er-
eignis eines von ihnen abgelehnten und 
bekämpften Kolonisierungsprozesses 
anerkennen, das sich mit und über sei-
ne Anerkennung auch im Interesse der 
Araber beenden ließe; vielmehr soll im 
Nachhinein dieser Prozess als rechtmä-
ßig legitimiert werden, was gleichbe-
deutend damit wäre, den eigenen Wider-
stand als historisch unrechtmäßig hin-
zunehmen oder gar eine Fortsetzung des 
Kolonisationsprozesses gutzuheißen.“

Um eine solche Anerkennung könne 
es nicht gehen, so der Autor. Für ihn 
„geht es um einen zukünftigen Zustand, 
in dem Juden und Araber als Gleiche in 
einem Gemeinwesen leben können, das 
ihnen sowohl individuelle als auch nati-

onal-kollektive Rechte garantiert. Einen 
solchen Zustand bezeichnen wir als bi-
national.“ Diner fordert von den Israelis, 
„die bewusstseinsmäßige Anerkennung 
des Unrechts auf sich zu nehmen, das 
aufgrund und im Laufe des zionistischen 
Kolonisationsprozesses den palästinen-
sischen Arabern angetan wurde“. Die-
se Anerkennung könne sich etwa darin 
ausdrücken, „dass den vertriebenen Pa-
lästinensern ein Recht auf Rückkehr in 
ihre ursprüngliche Heimat zugestanden 
wird“. Der Autor tritt für eine „Dezio-
nisierung“ Israels ein, weiß aber auch, 
wie schwierig eine solche zu realisieren 
ist. Ein erster Schritt auf diesem Wege 
einer Loslösung vom Zionismus wäre 
eine Anerkennung ihrer Nationalität im 
Lande. Staatstheoretisch gehe es um die 
„Entpolitisierung der Nationalität, der 
Trennung zwischen Herrschaft und den 
jeweiligen nationalen Attributen“. Beide 
Nationalitäten sollten vom Verhältnis 
Mehrheit-Minderheit absehen und sich 
gleiche national-kollektive Rechte zubil-
ligen, um „programmatisch Binationali-
tät anzustreben“, so der Autor.

Was Dan Diner über Ariel Sharon, 
den Arbeiterzionismus und den zionisti-
schen Revisionismus schreibt, zeugt von 
profunder Kenntnis. Die Schuld für Deir 
Yassin, Kibiya oder Sabra und Shatila 
trügen nicht nur einige Personen, son-
dern die Verantwortung für diese Taten 
sei zu einer „gesamtisraelischen gewor-
den“. Sein Schlusssatz mag zwar durch 
die tagespolitischen Ereignisse von 1982 
geprägt gewesen sein, er hat aber auch 
programmatischen Charakter: „Es kann 
keine moralisch und politisch begründ-
bare jüdisch-israelische Existenz auf 
Kosten – nein, heute muss man sagen: 
auf den Gräbern – der Palästinenser ge-
ben.“

Wer ein aufrüttelndes und hochak-
tuelles Buch lesen möchte, sollte dafür 
sorgen, dass sich ein mutiger Verleger 
findet, der es neu verlegt. Diese Spezies 
von Verleger muss man im Deutschland 
des Jahres 2011 mit der Lupe suchen. 
Abraham Melzer scheint zu dieser aus-
sterbenden Art zu gehören, wie man 
seinem Verlagsprogramm und der Zeit-
schrift „Der Semit“ entnehmen kann. Zu 
einer Neuauflage bedarf es der Zustim-
mung des Autors. Ein mutiger Verleger 
dürfte Gewehr bei Fuß stehen, ob aber 
der Autor noch den Mut hat, ein solch 
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fortschrittliches Buch heute nochmals 
zu veröffentlichen, muss offen bleiben. 
Für die politisch interessierte Öffent-
lichkeit wäre eine Neuauflage oder sogar 
ein „Raubdruck“ ein großer Gewinn; sie 
könnte dann von den fortschrittlichen 
Ideen Dan Diners bewusstseinsmäßig 
profitieren. Dieses Buch würde heute 
auf den „Index“ der „Israellobby“ ge-
setzt werden.

Ludwig Watzal

Ich würde gerne ein Vöglein sein

Zambon Verlag, Frankfurt 2006, 15 €.

„Ich bin im Libanon gewesen. Ich habe 
die Friedhöfe von Sabra und Schatil-
la gesehen. Es ist beängstigend, die 
Friedhöfe zu sehen, wo die Opfer dieser 
schrecklichen Massaker begraben sind. 
Der Verantwortliche dieses schreckli-
chen Massakers sitzt noch in der Regie-
rung in Israel. Und er ist fast stolz, die-
ses Massaker vollendet zu haben. Dieser 
Verantwortliche sollte aus der zivilen 
Gesellschaft ausgestoßen werden.“ Der, 
der diese mutigen Worte am. 31. Dezem-
ber 1983 sprach, war Italiens Staatsprä-
sident Sandro Pertini. 

Der Verantwortliche war kein ge-
ringerer als Ariel Sharon, der damali-
ge israelische Verteidigungsminister. 
Mit seiner stillschweigenden Duldung 
konnten die christlichen Milizen in den 
palästinensischen Flüchtlingslagern ein 
Massaker unter der wehrlosen Bevölke-
rung anrichten. Wo war „der“ westliche 
Politiker, als die israelische Armee um 
die Jahreswende 2008/9 im Gaza-Strei-
fen ein „Massaker“ an der wehrlosen 
Bevölkerung anrichtete, bei dem 1 400 
Menschen starben, die Mehrzahl Frauen 
und Kinder? 

Das Buch „Ich würde gerne ein Vög-
lein sein“ ist Teil des Projektes von Kin-
dern der Palästinenser, die in den Liba-
non vertrieben worden sind. Diese Kin-
der zwischen 9 und 14 Jahren sprechen 
über ihr Leben und ihre Hoffnungen und 
drücken ihre Erfahrungen in Zeichnun-
gen aus. Das Projekt, das AI Jana 1998 
ins Leben rief, beinhaltete zu Beginn 
eine fotografisch-journalistische Tä-

tigkeit von 30 Kindern aus den Flücht-
lingslagern Shatila und Borj-al-Barajeh. 
Es wurde später mit pädagogischen und 
künstlerischen Tätigkeiten fortgesetzt 
und schließlich mit der Herausgabe die-
ses Buches abgeschlossen. Mit diesem 
Projekt war beabsichtigt, die Kinder zu 
motivieren, über ihre eigene Existenz, 
Gefühle und Hoffnungen nachzuden-
ken, und diese durch Fotos, Zeichnun-
gen und in Texten auszudrücken. 

Die vielfältigen Eindrücke sind die 
von Lagerkindern. Sie betreffen das 
ungenügende Gesundheitssystem, die 
vernachlässigte Bildung, die schulische 
Ausgrenzung, die Arbeit von Minder-
jährigen, die fehlenden Chancen, eine 
Arbeit zu finden oder auswandern zu 
dürfen. Die Hoffnungen dieser Kinder 
sind Picknicks im Freien, gutes Essen, 
Heiterkeit, Erziehung, Freundschaft und 
Liebe. Traurigkeit erzeugen: Bombarde-

ments, Gräuel und Sorgen, die Erinne-
rungen der Alten an das Leben in Paläs-
tina und das erzwungene Exil.

Das Leben der Kinder steht im Bezug 
zur Vergangenheit und der Geschichte 
ihres Volkes: „Das Leben muss weiter 
gehen für das Wohl Palästinas.“ Für die 
Kinder im Westen sind die folgenden 
Rechte Selbstverständlichkeiten: „Es ist 
mein Recht, Rechte zu haben“; „Mein 
Anspruch auf ein Studium, ohne arbei-
ten gehen zu müssen“; „Mein Recht, gu-
tes Essen und eine Wohnung zu haben“; 
„Auch die Kinder der Armen haben 
das Recht, zu spielen und über saube-
re Spielplätze zu verfügen“; „das Recht 
auf Meinungsfreiheit“; „das Recht, ein 
Vaterland zu haben“; und zuletzt „das 
Recht, mein Land zu befreien und nach 
Hause zurückzukehren“.

Ein Hoffnungsschimmer kam in den 
Erzählungen auf, als im Mai 2000 der 
Südlibanon von israelischer Besetzung 
befreit wurde und die Kinder in der Lage 

waren, Palästina zu sehen und andere 
palästinensische Kinder an der Grenze 
zu treffen. Die Geschichten dieser Kin-
der zeigen eines: auch in der vierten Ge-
neration der vertriebenen Palästinenser 
zeigt sich eine tiefe Bindung an ihre Hei-
mat Palästina.

Das Projekt wurde von „Eine Brü-
cke für …“ initiiert. Diese Organisation 
wurde 1991 direkt nach dem Ende der 
Bombardements im Irak mit dem Na-
men „eine Brücke für Bagdad“ gegrün-
det, um der irakischen Bevölkerung, die 
unter dem Krieg und dem Embargo des 
Westens litt, humanitäre Hilfe zu leisten. 
Die Organisation dehnte im Laufe der 
Jahre ihren Aktionsradius auf die paläs-
tinensischen Flüchtlingslager im Liba-
non und auf das türkische Kurdistan aus. 

Trotz der herrschenden Tristesse und 
des Elends in den Flüchtlingslagern ver-
mitteln die zahlreichen beeindrucken-
den Fotos, Zeichnungen und Texte, dass 
das letzte Wort über diese Flüchtlingsla-
ger noch nicht gesprochen ist. Die Hoff-
nung stirbt bekanntlich zuletzt; sie lässt 
sich auch nicht zerbomben. Das Recht 
auf Heimat ist ein Menschenrecht, das 
durch Rückkehr nach Palästina realisiert 
werden kann. 

Die Dreisprachigkeit der Texte macht 
das Buch zu etwas Besonderem. So kön-
nen sich deutsche, spanische und italie-
nische Kinder mit dem Anliegen ihrer 
palästinensischen Altersgenossen/Innen 
solidarisieren. Ein Kinderbuch der be-
sonderen Art.

Rainer Kessler

BETROGENES PALÄSTINA 
UND SELBSTTRÜGERISCHE 

ANALYSE 

Das Wort Friede sei für Palästinenser 
ein Euphemismus für die Zerstörung des 
jüdischen Staates, es bedeute nicht etwa 
eine Geisteshaltung, in der Wohlwollen, 
Vertrauen und Gerechtigkeit vorwalten, 
die schon Spinoza im 16. Jahrundert 
als konstitutiv für Frieden angesehen 
habe. Und nur wenn die Palästinenser 
ihre genozidalen Hoffnungen aufgäben, 
könnten sie die selbstverschuldete Kata-
strophe – al-Nakba – hinter sich lassen, 


